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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie und den Ausschuss für Kultur und Bildung, als 
federführende Ausschüsse folgende Vorschläge in ihren Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

A. in der Erwägung, dass die Initiative „Neues Europäisches Bauhaus“ (NEB) darauf 
ausgerichtet ist, die Art, wie Menschen zusammenleben, zu verbessern, indem 
öffentliche Räume in städtischen und ländlichen Gebieten für neue 
Nutzungsmöglichkeiten und Lebensweisen umgestaltet werden, um das Bewusstsein für 
unsere bauliche und gestaltete Umwelt zu schärfen, auch in Bezug auf die Qualität und 
Nachhaltigkeit; in der Erwägung, dass die Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses 
die Vorteile des grünen Wandels für die Menschen in ihrem täglichen Leben auf lokaler 
Ebene und auf Stadtviertelebene greifbar machen sollte; in der Erwägung, dass die 
Projekte im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses mit den Grundsätzen der 
Europäischen Säule sozialer Rechte und den Zielen der Vereinten Nationen für 
nachhaltige Entwicklung im Einklang stehen sollten;

B. in der Erwägung, dass das Neue Europäische Bauhaus den Wandel in unseren 
Gesellschaften im Einklang mit drei miteinander verknüpften Werten erleichtern und 
steuern sollte, nämlich Inklusion (von der Aufwertung der Vielfalt bis hin zur 
Sicherstellung von Zugänglichkeit und Erschwinglichkeit), Verbesserung der Ästhetik 
(Qualität von Erfahrung und Stil, über Funktionalität hinaus) und Nachhaltigkeit (von 
Klimazielen bis hin zu Kreislaufwirtschaft, Schadstofffreiheit und Artenvielfalt);

C. in der Erwägung, dass sich die Wohnungspolitik in den Mitgliedstaaten von den 
gemeinsamen Grundsätzen der Senkung der Preise für Wohnraum leiten lassen sollte, 
um diesen für den Kauf und für die Vermietung, auch mit der Option des Erwerbs einer 
Immobilie zu einem späteren Zeitpunkt, für die Einwohner zugänglich zu machen und 
für Rechtssicherheit zu sorgen;

D. in der Erwägung, dass das NEB-Labor mit der Gesellschaft, der Wirtschaft und dem 
politischen Raum in Kontakt treten wird, um die Menschen miteinander zu verbinden 
und neue Wege zur gemeinsamen Schaffung neuer Lebensräume zu finden;

E. in der Erwägung, dass bei Projekten im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses in 
eine gute Wärmedämmung investiert werden sollte, um steigende Kosten teilweise 
auszugleichen und die Ziele des Übereinkommens von Paris zu verwirklichen;

F. in der Erwägung, dass sich die Umsetzung der Initiative des Neuen Europäischen 
Bauhauses an den vier thematischen Schwerpunkten und den Grundsätzen der 
Inklusivität, der Rückbesinnung auf die Natur, der Erhaltung und Wiedererlangung 
eines Zugehörigkeitsgefühls, des Vorrangs für schutzbedürftige Menschen und 
Stadtviertel und der Förderung von Nachhaltigkeit durch eine langfristige, auf den 
Lebenszyklus ausgerichtete und integrierte Denkweise im industriellen Umfeld und im 
Bereich des Wohnraums orientieren sollte, und dass diese Grundsätze in die Leitlinien 
zur Renovierungswelle aufgenommen werden sollten;
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G. in der Erwägung, dass bei der Bewegung des Neuen Europäischen Bauhauses 
miteinander verknüpfte Veränderungen von physischen Räumen, von Umgebungen zur 
Ermöglichung von Innovation und unserer Sicht- und Denkweisen im Mittelpunkt 
stehen;

H. in der Erwägung, dass das Neue Europäische Bauhaus zunächst durch verschiedene EU-
Fonds, darunter Horizont Europa, das LIFE-Programm und der Europäische Fonds für 
regionale Entwicklung, sowie durch nationale Ressourcen und Initiativen in den 
Mitgliedstaaten finanziert wird; in der Erwägung, dass im Zeitraum 2021–2022 rund 
85 Mio. EUR an EU-Mitteln für Projekte im Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses bereitgestellt werden;

I. in der Erwägung, dass der Schwerpunkt der Initiative des Neuen Europäischen 
Bauhauses darauf liegen sollte, eine gesunde, ästhetisch ansprechende und zugängliche 
Umwelt, und Landschaft, angemessenen Wohnraum, der gesund, für alle zugänglich 
und erschwinglich ist, neue hochwertige Beschäftigung und Arbeitsplätze, eine 
inklusive Gesellschaft sowie eine nachhaltige Wirtschaft und Lebensweise zu schaffen;

J. in der Erwägung, dass die Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses auf Innovation 
auf allen Ebenen und der aktiven Teilhabe und Beteiligung von Menschen und lokalen 
Gemeinschaften, unter anderem durch die Sozialwirtschaft und lokale Organisationen, 
beruhen sollte; in der Erwägung, dass bei der Planung von Gebäuden, Lebensräumen 
und künftigen Lebensweisen eine durchgängige Berücksichtigung eines 
gleichstellungsorientierten und intersektionalen Konzepts, Inklusivität für Menschen 
mit Behinderungen und Solidarität zwischen den Generationen erforderlich sind; in der 
Erwägung, dass bei der Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses auf natürliche 
Ressourcen und Kulturgüter zurückgegriffen werden soll, um wieder ein 
Zugehörigkeitsgefühl in der EU zu erlangen;

K. in der Erwägung, dass mit der Bewegung des Neuen Europäischen Bauhauses enorme 
Renovierungsvorhaben verbunden sein werden; in der Erwägung, dass Asbest in der EU 
zwar seit 2005 verboten ist, aber noch immer häufig in Verwaltungsgebäuden, Schulen, 
Wohngebäuden, öffentlichen Verkehrseinrichtungen und sonstigen 
Infrastruktureinrichtungen vorzufinden ist;

L. in der Erwägung, dass die Bewegung des Neuen Europäischen Bauhauses eine 
Fortsetzung des ursprünglichen Bauhauses sein sollte, in dessen Rahmen die Kunst und 
Architektur die Funktion der Reaktion auf gesellschaftliche Bedürfnisse erhielten;

M. in der Erwägung, dass das Neue Europäische Bauhaus alle Mitgliedstaaten miteinander 
verbinden muss;

N. in der Erwägung, dass die in den Mitgliedstaaten ansässigen Menschen immer größere 
Schwierigkeiten haben, erschwinglichen Wohnraum zu finden, hauptsächlich aufgrund 
der Spekulation mit Wohnraum, der enormen Zunahme der Kurzzeitvermietung zu 
Urlaubszwecken und der infolgedessen steigenden Mietpreise;

O. in der Erwägung, dass im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses auf Kompetenz 
und Befähigung ausgerichtete Umgebungen geschaffen werden sollten, in denen alle 
willkommen sind;
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P. in der Erwägung, dass die Lebenshaltungskosten in den EU-Ländern aufgrund der 
Inflation sowie der Energie- und Kraftstoffkrise in der Eurozone rasch ansteigen; in der 
Erwägung, dass die Energiearmut unter Haushalten mit niedrigem Einkommen in der 
EU zunimmt;

Q. in der Erwägung, dass die Menschen durch inklusive Umgebungen, wie gemeinsam 
genutzte Infrastruktur und Dienste sowie öffentliche Räume ein gemeinsames Identitäts- 
und Zugehörigkeitsgefühl erhalten;

R. in der Erwägung, dass die Mietpreise seit 2010 um 16 % und die Immobilienpreise um 
34 % gestiegen sind; in der Erwägung, dass 25,1 % der privaten Mieter in der EU mehr 
als 40 % ihres Einkommens für Miete aufwenden, während die Verbraucherpreise seit 
Januar 2021 um 5,1 % und die Energiepreise um 28,6 % gestiegen sind;

S. in der Erwägung, dass die Einbeziehung lokaler Gemeinschaften und sinnvolles 
Engagement auf lokaler Ebene für die Dekarbonisierung von entscheidender Bedeutung 
sind;

T. in der Erwägung, dass der Bedarf an Wohnraum in der EU aufgrund der Zahl an 
Flüchtlingen, die vor dem Krieg in der Ukraine und Konflikten in andern Drittstaaten 
fliehen, zunehmen wird;

U. in der Erwägung, dass die Obdachlosigkeit in der EU in den letzten zehn Jahren um 
70 % zugenommen hat; in der Erwägung, dass Schätzungen zufolge jede Nacht etwa 
700 000 Menschen in der EU obdachlos sind; in der Erwägung, dass jedes Jahr 4,1 Mio. 
Menschen in der EU für einen kurzen oder langen Zeitraum obdachlos sind, während 
zugleich mehr als 11 Mio. Wohngebäude in der EU leerstehen;

V. in der Erwägung, dass in der EU 40 % des Energieverbrauchs und 36 % der 
Treibhausgasemissionen auf Gebäude entfallen;

1. begrüßt, dass Nachhaltigkeit, Inklusion und Ästhetik als miteinander verknüpfte Werte 
im Mittelpunkt der Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses stehen, und fordert die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass sie das Recht auf 
angemessenen Wohnraum, einschließlich Sozialwohnungen für schutzbedürftige 
Gruppen, die gesund, zugänglich und erschwinglich sind, den Bedürfnissen des 
täglichen Lebens gerecht werden und das Wohlergehen aller sicherstellen, unterstützen; 
hebt die Bedeutung einer nachhaltigen Architektur und Inneneinrichtung und eines 
zunehmenden Einsatzes nachhaltiger Baustoffe im Rahmen der Erhaltung des 
architektonischen Erbes, von Landschaften und des materiellen und immateriellen 
Kulturerbes hervor; stellt fest, dass eine hochwertige Gestaltung der baulichen Umwelt 
zum Wohlergehen und zum sozialen Zusammenhalt beitragen kann;

2. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bei der Umsetzung eines Konzepts 
des universellen Designs mit einschlägigen Interessenträgern zusammenzuarbeiten, um 
Hindernisse in Bezug auf die Zugänglichkeit auszuräumen, und besonderes Augenmerk 
auf Gruppen und Personen zu richten, die von Ausgrenzung, Armut und 
Gesundheitsgefährdungen wie Luftverschmutzung bedroht sind; betont, dass die 
Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses zur Verringerung der Obdachlosigkeit 
und des Mangels an Wohnraum beitragen muss, indem Verbindungen zwischen dem 
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Konzept „Housing First“ und dem Neuen Europäischen Bauhaus untersucht werden, 
und dass im Rahmen der Initiative Projekte unterstützt werden müssen, mit denen 
hochwertige Beschäftigungsmöglichkeiten, sowohl in Städten als auch in ländlichen 
und abgelegenen Gebieten, geschaffen werden; fordert die Kommission auf, für die 
nächsten zehn Jahre einen klaren Fahrplan zum Neuen Europäischen Bauhaus mit 
eindeutigen Zielvorgaben vorzulegen und eine eigene benutzerfreundliche und 
zugängliche Website für bewährte Verfahren einzurichten;

3. fordert die Kommission auf, im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses die 
Gleichstellung der Geschlechter und die Inklusion von Minderheiten und Menschen mit 
Behinderungen sicherzustellen; fordert die Kommission auf, die Zugänglichkeit für 
Menschen mit Behinderungen sicherzustellen;

4. betont, dass auf die Ankündigung der Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses 
durch die Kommission konkrete Maßnahmen folgen müssen und dass langfristig 
ausreichende finanzielle Unterstützung bereitgestellt werden muss, um sinnvolle 
Ergebnisse und einen Mehrwert sicherzustellen;

5. betont, dass Veränderungen nicht nur in Städten, sondern auch in ländlichen und 
abgelegenen Gebieten unterstützt werden müssen; fordert die Kommission auf, dafür zu 
sorgen, dass das NEB-Labor inklusiv ist und dass ländliche und abgelegene Gebiete 
darin einbezogen werden; fordert sie ferner auf, Projekte zu unterstützen, mit denen 
inklusive Beschäftigungsmöglichkeiten geboten werden, insbesondere in ländlichen und 
abgelegenen Gebieten;

6. betont, dass die Werte des Neuen Europäischen Bauhauses in allen Mitgliedstaaten 
gefördert werden müssen;

7. fordert die Kommission auf, den ökologischen Wandel des industriellen Umfelds, 
einschließlich der Bauwirtschaft, auf der Grundlage der Grundsätze der Initiative des 
Neuen Europäischen Bauhauses fortzusetzen und dabei die erforderliche Energiewende 
im Bereich des Wohnraums zu unterstützen, ohne dass die Lebenshaltungskosten erhöht 
werden; erkennt an, dass zur Förderung der Kreislaufwirtschaft ausgebildete und 
qualifizierte Arbeitskräfte benötigt werden; hebt den Beitrag hervor, den 
sozialwirtschaftliche Unternehmen und Genossenschaften bei der Verbesserung der 
Nachhaltigkeit leisten können;

8. fordert die Kommission auf, das Neue Europäische Bauhaus zu nutzen, um soziale 
Nachhaltigkeit zu verwirklichen und gleichzeitig die Menschen in der EU, insbesondere 
schutzbedürftige Gruppen, vor den sozialen Auswirkungen des europäischen Grünen 
Deals in Bezug auf Wohnraum und Energieeffizienz zu schützen;

9. fordert die Mitgliedstaaten auf, eng zusammenzuarbeiten und ihre Erfahrungen bei der 
Modernisierung von Gebäuden sowie bei der Entwicklung neuer Lösungen für den Bau 
nachhaltiger und energieeffizienter Gebäude auszutauschen;

10. weist darauf hin, dass die Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses dazu beitragen 
sollte, die Baukosten und die Bauzeit zu verringern und kreatives Denken und eine 
kreative Planung zu fördern, während zugleich das Konzept „global denken, lokal 
handeln“ verfolgt wird;
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11. begrüßt den Level(s)-Rahmen der Kommission, in dem klare Prioritäten und eine 
standardisierte Grundlage für die Bewertung der und die Berichterstattung über die 
Nachhaltigkeit von Gebäuden während ihres gesamten Lebenszyklus festgelegt sind; 
fordert die Mitgliedstaaten auf, das Davos Qualitätssystem für Baukultur zu nutzen, um 
die Qualität eines Bauvorhabens sowie dessen Stärken und Schwächen aus Sicht der 
Baukultur1 zu ermitteln;

12. fordert die Kommission auf, einen eigenen Fonds zur Finanzierung von Projekten im 
Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses einzurichten und im Entscheidungsprozess 
mit den in der EU ansässigen Menschen, Stadtteilorganisationen und einschlägigen 
Sozialunternehmen, wie nichtstaatlichen Organisationen und Genossenschaften, sowie 
mit den lokalen Behörden zusammenzuarbeiten;

13. erwartet, dass durch die Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses bei einer 
erfolgreichen Umsetzung neue hochwertige Arbeitsplätze in der Bauwirtschaft, der 
Restaurierungs-, der Architektur-, der Design- und der Textilbranche sowie in der 
Kultur- und Kreativwirtschaft geschaffen und Weiterbildungs- und 
Umschulungsmöglichkeiten geboten werden;

14. begrüßt die Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses, da sie zur Stärkung einer 
vielfältigen interaktiven Gesellschaft und zu einem gemeinsamen Zugehörigkeitsgefühl 
beitragen könnte, indem die Gebäude und Naturgebiete, die Teil des Kulturerbes der EU 
sind, gefördert werden und gleichzeitig – angeregt durch unterschiedliche kulturelle 
Hintergründe, geografische Gegebenheiten und klimatische Bedingungen – Kreativität 
und Innovation unterstützt werden;

15. weist darauf hin, dass dem Kulturerbe bei der Verbesserung und Schaffung von 
sozialem Kapital eine wichtige Rolle zukommt, da es dazu beiträgt, soziale 
Ungleichheiten abzubauen, die soziale Inklusion erleichtert und den sozialen 
Zusammenhalt und den Dialog zwischen den Generationen fördert2; stellt fest, dass die 
Einführung digitaler Technologien durch Kulturerbestätten diesen die Möglichkeit 
geben kann, zugängliche und innovative Erfahrungen für Gemeinschaften anzubieten;

16. fordert die Kommission nachdrücklich auf, stärkere Anstrengungen zu unternehmen, 
um diese Initiative inklusiver zu gestalten; stellt fest, dass die meisten Beiträge mit 
Ästhetik oder Nachhaltigkeit zusammenhängen, während Barrierefreiheit, 
Erschwinglichkeit und Inklusion weniger präsent sind;

17. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, im Rahmen der Initiative des 
Neuen Europäischen Bauhauses universelles Design, nachhaltige und flexible 
Wohnraumlösungen für den gesamten Lebenszyklus, inklusive Gemeinschaften und 
Solidarität zwischen den Generationen zu fördern und zu unterstützen, sodass ältere 
Menschen und Menschen mit Behinderungen zu Hause und in ihrer Gemeinschaft leben 
und länger eine aktive Rolle in der Gesellschaft übernehmen sowie ihre Erfahrungen 

1 Eine Definition des Begriffs „Baukultur“ ist den Schlussfolgerungen des Rates zum Thema „Kultur, 
hochwertige Architektur und gebaute Umwelt als Schlüsselelemente der Initiative Neues Europäisches Bauhaus“ 
zu entnehmen.
2 Schlussfolgerungen des Rates vom 20. Mai 2014 zum Kulturerbe als strategische Ressource für ein 
nachhaltiges Europa.
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und ihr Wissen an jüngere Generationen weitergeben können; betont, dass bei der 
Planung und Organisation des Umfelds und der Erholungsanlagen in der Umgebung 
von Gebäuden und Stadtvierteln ein auf die Menschen ausgerichteter und inklusiver 
Ansatz erforderlich ist;

18. ist der Ansicht, dass mit dem Neuen Europäischen Bauhaus eine hohe Qualität von 
privatem und sozialem Wohnraum sichergestellt werden sollte; begrüßt, dass anerkannt 
wird, dass die erneute Nutzung, die Sanierung, die Verlängerung der Lebensdauer und 
der Umbau bestehender Gebäude Vorrang vor dem Bau neuer Gebäude haben müssen, 
wenn dies technisch, wirtschaftlich und funktional durchführbar ist, da so zu einer 
Verringerung des Energiebedarfs, der CO2-Emissionen und des Drucks, neue Gebäude 
zu errichten, sowie zu einer Verbesserung der Gesundheit, des Komforts und des 
Wohlbefindens beigetragen wird; ist besorgt über die unverhältnismäßigen 
Auswirkungen der schlechten Energieeffizienz von Sozialwohnungen auf diejenigen, 
die bereits einen niedrigen Lebensstandard haben;

19. bedauert, dass keine Einbeziehung von Einwohnern in die Ausschüsse des Neuen 
Europäischen Bauhauses vorgesehen ist; fordert die Kommission nachdrücklich auf, ein 
ethisches Architekturkonzept zu fördern und die am stärksten von einem Projekt im 
Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses betroffenen Menschen als aktiv Beteiligte 
in den Gestaltungsprozess einzubinden und dabei ihre kulturellen Unterschiede und ihre 
vielfältigen Bedürfnisse und Sichtweisen zu respektieren;

20. fordert die Kommission auf, im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses einen 
größeren Schwerpunkt auf benachteiligte Gruppen zu legen, darunter Menschen, die 
von Obdachlosigkeit, Rassismus, Diskriminierung, Armut und sozialer Ausgrenzung 
betroffen sind; betont in diesem Zusammenhang, dass das Neue Europäische Bauhaus 
auf einem menschenrechtsbasierten und intersektionalen, diskriminierungsfreien Ansatz 
beruhen sollte;

21. fordert die Mitgliedstaaten auf, eine Unterstützung für junge Menschen und Familien 
einzuführen, um es ihnen zu ermöglichen, Wohnraum zu finden, und dabei den 
Bedürfnissen dieser jungen Menschen und Familien Rechnung zu tragen;

22. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Möglichkeit zu prüfen, öffentliche Architektenteams 
einzusetzen, um Behörden zu beraten, räumliche Qualität zu fördern sowie die 
Konzeption und Nachhaltigkeit öffentlicher Projekte zu fördern; fordert die politischen 
Entscheidungsträger und die Behörden auf, stärkere Mechanismen der regulatorischen 
und haushaltspolitischen Unterstützung für die energetische Sanierung und Renovierung 
bestehender Gebäude einzuführen, die dem immateriellen Erbe und der Kultur von 
Gebäuden Rechnung tragen;

23. fordert die Kommission auf, proaktiv an soziale Akteure und Organisationen, die die 
Zivilgesellschaft vertreten, und insbesondere an benachteiligte und schutzbedürftige 
Gruppen heranzutreten und sie zu ersuchen, NEB-Partner zu werden; weist darauf hin, 
dass für eine inklusive Gestaltung des Neuen Europäischen Bauhauses unbedingt ein 
nichtpaternalistischer Ansatz in Zusammenarbeit mit den betroffenen Personen, die als 
Projektträger, Gemeindeverwalter und wichtige Gesprächspartner für die Initiative 
gleichermaßen vertreten sein müssen, verfolgt werden muss;
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24. schlägt vor, dass das Neue Europäische Bauhaus genutzt wird, um das „Recht auf 
Stadt“3 zu schützen und die Einwohner dabei zu unterstützen, die Stadt als einen durch 
sie mitgestalteten Raum für Begegnung, gesellschaftliche Interaktion sowie kollektive 
Aktionen und Tätigkeiten und auf der Grundlage einer kollektiven Beteiligung 
wiederzuerlangen;

25. fordert die Kommission auf, im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses 
Maßnahmen zu ergreifen, um marginalisierte Roma-Gemeinschaften zu unterstützen, 
die in von Umweltverschmutzung betroffenen Gebieten leben und keinen Zugang zu 
sauberem Trinkwasser und sanitären Einrichtungen haben, und ihnen dabei zu helfen 
menschenwürdigen, sicheren und angemessenen Wohnraum zu finden; fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, Projekte im Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses umzusetzen, die darauf abzielen, die Lebensbedingungen dieser 
schutzbedürftigen Gruppe wirklich zu verbessern und zur räumlichen Entwicklung 
beizutragen, um die räumliche Segregation marginalisierter Roma-Gemeinschaften und 
anderer schutzbedürftiger Gruppen zu vermeiden;

26. regt an, dass das Neue Europäische Bauhaus genutzt wird, um Stadtviertel mit offenen, 
inklusiven, zugänglichen und lebendigen Räumen zu entwickeln, die die Gleichstellung, 
den kulturellen Austausch und die Demokratie fördern und das Gemeinschaftsgefühl, 
das Zusammenleben und die Zusammenarbeit stärken;

27. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass mit Projekten im Rahmen des Neuen 
Europäischen Bauhauses sozialer und erschwinglicher Wohnraum gefördert wird, um 
soziale Gerechtigkeit, Umweltleistung und städtische Ästhetik miteinander zu 
verbinden;

28. regt an, dass das Neue Europäische Bauhaus genutzt wird, um nachhaltige, ästhetisch 
ansprechende und inklusive Stadtviertel zu entwickeln, die den Zugang zu 
erschwinglichen Gütern und Dienstleistungen für alle ermöglichen;

29. regt an, dass mit dem Neuen Europäischen Bauhaus der soziale Zusammenhalt und die 
Interaktion gefördert werden, indem Projekte entwickelt werden, die kulturelle und 
kreative Tätigkeiten sowie die Betreuung von Menschen aller Altersgruppen und 
gesellschaftlichen Gruppen ermöglichen, etwa Gemeinschaftszentren und 
Mehrgenerationen-Wohnbauprojekte;

30. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, im Zusammenhang mit der 
Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses in die Entwicklung neuer, nachhaltiger 
Bauweisen und -konzepte zu investieren, um angemessenen Wohnraum zu 
erschwinglichen Preisen für alle bereitzustellen, auch mit Blick auf die Bekämpfung der 
Energiearmut; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in neue Formen der 
Stadtplanung zu investieren, um eine nachhaltige, ökologische und inklusive 
Lebensweise zu schaffen;

31. fordert die Kommission auf, konkrete Leitlinien und Grundsätze im Einklang mit dem 
Neuen Europäischen Bauhaus auszuarbeiten, um sicherzustellen, dass die bauliche 
Umwelt in Bezug auf die Architektur, die Räume und die Nachhaltigkeit der 

3 Siehe die Website der Globalen Plattform für das Recht auf Stadt: https://www.right2city.org/ 

https://www.right2city.org/
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verwendeten Materialien von hoher Qualität ist; stellt jedoch fest, dass bei der baulichen 
Gestaltung von öffentlichen Räumen, Infrastrukturen und Gebäuden der lokale 
Planungsrahmen berücksichtigt werden muss, um zu verhindern, dass regionale 
Unterschiede und Besonderheiten eingeebnet werden;

32. betont, dass beim Neuen Europäischen Bauhaus die Nutzung und energetische 
Renovierung vorhandener leerstehender Wohnräume in der EU im Mittelpunkt stehen 
sollte; betont, dass mit Projekten im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses das 
Ziel verfolgt werden sollte, bereits vorhandenen Gebäuden neues Leben einzuhauchen, 
sie zu renovieren und wieder zu nutzen, statt neue Gebäude zu bauen, sodass möglichst 
wenig neuer Raum verbraucht wird;

33. betont, dass Sozialwohnungen für Menschen mit geringem Einkommen erschwinglich 
bleiben müssen und dass das Neue Europäische Bauhaus zu diesem Ziel beitragen 
könnte;

34. erachtet das traditionelle Handwerk auf der Grundlage regionaler 
Wertschöpfungsketten, insbesondere in den Bereichen Bau und Gestaltung, als 
wesentlich für eine nachhaltige Entwicklung; betont, dass traditionelle Handwerker den 
sozialen Zusammenhalt und die Erhaltung ländlicher Gemeinschaften stärken; begrüßt 
Initiativen wie das Projekt „CRAFTS CODE“ im Rahmen des Interreg-Programms als 
eine Möglichkeit zur Förderung des traditionellen Handwerks; fordert die Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, ein Europäisches Jahr des Handwerks auszurufen, um die 
Attraktivität des Handwerks zu erhöhen und die mit der Initiative des Neuen 
Europäischen Bauhauses geförderten Grundsätze zu stärken; fordert die Mitgliedstaaten 
auf, Anreize für die Erhaltung und Aufwertung der Arbeit örtlicher traditioneller 
Handwerker zu schaffen, indem ein Netzwerk eingerichtet wird und sie in die 
entsprechenden Programme der Berufs- und Hochschulbildung eingebunden werden;

35. fordert die Kommission auf, den Umstand zu berücksichtigen, dass die Kosten für 
Wohnraum nicht mehr als 25 % des verfügbaren Einkommens eines Haushalts 
ausmachen sollten; fordert, dass durch Zusammenarbeit mit lokalen Behörden, 
Einwohnern und anderen einschlägigen Interessenträgern, für erschwingliche 
Mietpreise und Mieterschutz auf der Grundlage gerechter und sicherer Mietverträge 
gesorgt wird;

36. fordert die Mitgliedstaaten auf, eine Kontaktstelle für die Initiative des Neuen 
Europäischen Bauhauses zu benennen, die die Anstrengungen auf lokaler Ebene 
koordiniert und Teil eines EU-weiten formellen und informellen Netzes zum Austausch 
bewährter Verfahren ist, und fordert sie ferner auf, die Mobilität und Ausbildung von 
Fachkräften und Studierenden zu fördern; fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, alle Verwaltungsebenen gebührend in die Entwicklung und 
Umsetzung der Initiative des Neuen Europäischen Bauhauses einzubeziehen und auf der 
durch das Neue Europäische Bauhaus geschaffenen Bewegung von Organisationen der 
Zivilgesellschaft und Partnern aufzubauen;

37. betont, dass im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses zugängliche und 
erschwingliche Wohnraumlösungen für junge Menschen, von sozialer Ausgrenzung 
bedrohte Personengruppen und Bürger, die keinen Anspruch auf Wohnungsbeihilfe 
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haben, sich aber dennoch eine Hypothek oder hohe Mietpreise nicht leisten können, 
entwickelt werden müssen;

38. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, das Neue Europäische Bauhaus als 
Instrument zu nutzen, um die Entschließungen des Europäischen Parlaments zur 
Senkung der Obdachlosenquoten4 und zur Sicherstellung des Zugangs zu 
angemessenem und erschwinglichem Wohnraum5 umzusetzen, indem sozialer und aus 
öffentlichen Mitteln finanzierter Wohnraum gefördert wird;

39. ist der Auffassung, dass der digitale Wandel von entscheidender Bedeutung sein kann, 
um die Nutzung lokaler Ressourcen und Kompetenzen zu fördern, da die digitale 
Fertigung in „FabLabs“ oder Unternehmen eine lokale Verteilung der Produktion 
ermöglicht und in vielen Fällen Traditionen wieder zum Leben erweckt, die ansonsten 
verschwinden könnten;

40. betont, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten, die Wohnraumlösungen im 
Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses nutzen sollten, um obdachlosen Menschen 
dauerhaften Wohnraum bereitzustellen und den Grundsatz „Housing First“ 
durchzusetzen;

41. betont, dass KMU wichtige Arbeitgeber auf lokaler Ebene sind und sich rasch anpassen 
können, um innovativer zu werden; warnt jedoch davor, dass sie aufgrund des sehr 
schnellen Übergangs zu groß angelegten Lösungen in der Industrie, etwa in der 
Baustoffindustrie, von den Märkten verdrängt werden könnten; fordert die Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, Überlegungen darüber anzustellen, wie im Baugewerbe 
sowie im Bereich der Gestaltung oder der Herstellung von Materialien tätige KMU am 
besten unterstützt werden können;

42. begrüßt den inklusiven Charakter der Bewegung des Neuen Europäischen Bauhauses; 
schlägt vor, mit Interessenträgern und lokalen Behörden zusammenzuarbeiten, um einen 
gleichberechtigten Zugang zu Wohnraum für alle sicherzustellen und gegen 
Diskriminierung aufgrund der Rasse, des Geschlechts, der sexuellen Ausrichtung, der 
Geschlechtsidentität, einer Behinderung, des wirtschaftlichen und sozialen Status und 
der Religion vorzugehen;

43. hebt hervor, dass das Neue Europäische Bauhaus bei der Förderung der Gleichstellung 
der Geschlechter eine wichtige Rolle spielt; schlägt vor, dass Wohnraum- und 
Stadtviertelprojekte im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses genutzt werden, 
um den Zugang zu sicherem und erschwinglichem Wohnraum für Frauen, insbesondere 
alleinerziehende Mütter und Opfer häuslicher Gewalt, sowie den Zugang zu Diensten 
wie Kinderbetreuung sowie psychologischer und sozialer Unterstützung in der 
Umgebung sicherzustellen;

4 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 24. November 2020 zur Senkung der Obdachlosenquoten in 
der EU, ABl. C 425 vom 20.10.2021, S. 2.
5 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 21. Januar 2021 zu dem Zugang zu angemessenem und 
erschwinglichem Wohnraum für alle, ABl. C 456 vom 10.11.2021, S. 145. 
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44. fordert die Kommission auf, bei allen Wohnraum- und Stadtviertelprojekten im Rahmen 
des Neuen Europäischen Bauhauses sicherzustellen, dass allen örtlichen Einwohnern 
erschwingliche und zugängliche Konnektivität geboten wird;

45. fordert die Mitgliedstaaten auf, bei der Planung von Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
des Neuen Europäischen Bauhauses eine ausreichende Menge an Grünflächen und 
öffentlichen Räumen pro entsprechendem Stadtviertel bereitzustellen, was eine 
Investition in gesunde Stadtviertel darstellt, und Umweltaspekte bei der Raumplanung 
besser zu berücksichtigen; stellt fest, dass Grünflächen, die öffentliche Räume für 
Bewegung und Entspannung bieten, Stressfaktoren wie Lärm mindern, die soziale 
Interaktion und die psychische Gesundheit verbessern und soziale Isolation verringern;

46. fordert die Mitgliedstaaten auf, bei Stadtvierteln im Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses hochwertige gemeinsame Außenbereiche mit blauer und grüner 
Infrastruktur, den Zugang zur Natur und die Priorisierung naturbasierter Lösungen 
sicherzustellen, wobei es sich um eine Initiative handelt, die mit den Zielen des 
europäischen Grünen Deals im Einklang steht; fordert die zuständigen Behörden auf, 
angemessene Räume für eine deutlich umfassendere Nutzung von Fahrrädern als 
Verkehrsmittel bereitzustellen, wodurch zu einer gesunden und CO2-freien Lebensweise 
und zur Steigerung der Mobilität von Menschen aller Altersgruppen beigetragen wird;

47. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass mit Projekten 
im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses dazu beigetragen wird, den 
Flächenverbrauch durch Gebäude zu verringern, etwa indem der Schwerpunkt auf die 
Renovierung vorhandener Wohnungsbestände und die Nutzung bereits bebauter Gebiete 
gelegt wird;

48. stellt fest, dass die Befähigung lokaler Gemeinschaften zur Einbeziehung von 
Elementen der Ernährungssicherheit in lokalen Gebieten und Regionen und zur 
Erzeugung von Energie auf lokaler Ebene mit Beschäftigung und sozialen Aspekten im 
Zusammenhang steht und zu sozialer Gerechtigkeit, Resilienz und Zusammenhalt 
beitragen kann, wobei es sich um Ziele handelt, die mit dem Neuen Europäischen 
Bauhaus im Einklang stehen;

49. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass lokale 
Gemeinschaften in die gemeinschaftliche Planung und Durchführung von Projekten im 
Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses einbezogen werden;

50. begrüßt das Modell der sogenannten 15-Minuten-Stadt, das von einigen europäischen 
Städten umgesetzt wird, und fordert die Mitgliedstaaten auf, eine Nachbildung dieses 
Modells in weiteren Städten in Betracht zu ziehen, um zu erreichen, dass alle 
wesentlichen Dienstleistungen und Einrichtungen zu Fuß erreichbar sind; hebt hervor, 
dass der Mobilität und der Interkonnektivität eine wichtige Rolle zukommt, wenn es 
darum geht, die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben zu wahren und die Energie- 
und Verkehrskosten zu senken; regt an, Städte im ländlichen Raum zu bündeln, soweit 
dies sinnvoll und umsetzbar ist, um die Erbringung von Dienstleistungen 
aufrechtzuerhalten und zu verbessern;

51. fordert mit Blick auf den Krieg Russlands in der Ukraine, dass das Thema Energie neu 
bewertet wird und dass angesichts der großen Zahl an Flüchtlingen aus diesem Land 
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alle Anstrengungen in Bezug auf die Menschenrechte, etwa die Dimension der 
Inklusion, verstärkt werden; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, diese 
neuen Herausforderungen und Auswirkungen im Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses zu berücksichtigen;

52. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, für eine bessere Anerkennung von 
und Entschädigung für asbestbedingte und sonstige berufsbedingte Erkrankungen bei 
allen exponierten Arbeitnehmern zu sorgen, um die Gesundheit von Bauarbeitern und 
anderen Arbeitnehmern, die am grünen Wandel und am Neuen Europäischen Bauhaus 
beteiligt sind, zu schützen;

53. fordert die Kommission auf, die digitale Dimension als expliziten Bestandteil der 
Wahrnehmung künftiger Räume anzuerkennen; stellt fest, dass sich die Werte, die mit 
dem Neuen Europäischen Bauhaus bei der Entwicklung der baulichen Umwelt gefördert 
werden, im digitalen Raum widerspiegeln sollten;

54. fordert die Kommission auf, bei allen Projekten im Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses für eine verantwortungsvolle Verwaltung, Transparenz und 
Rechenschaftspflicht gegenüber einschlägigen Interessenträgern zu sorgen;

55. fordert die Kommission auf, mit Behörden und Interessenträgern vor Ort 
zusammenzuarbeiten, sodass Personen, die nach Wohnraum Ausschau halten, Zugang 
zu Informationen über verfügbare Wohnraumprojekte im Rahmen des Neuen 
Europäischen Bauhauses erhalten; hebt die Bedeutung der institutionellen und 
strukturierten Beteiligung von Mietern und Anwohnern hervor und fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, diesen Prozess zu vereinfachen, indem sie ihnen die 
erforderlichen Kenntnisse und Informationen über das Neue Europäische Bauhaus 
vermittelt;

56. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Schwerpunkt deutlich stärker 
auf Präventionsstrategien wie die Stärkung der Arbeitsaufsichtsbehörden, der nationalen 
Gesundheits- und Sicherheitsdienste und des Dialogs der Sozialpartner zu legen, um 
sicherzustellen, dass alle Arbeitnehmer während der Umsetzung des Neuen 
Europäischen Bauhauses ein Recht auf höchsten Schutz hinsichtlich Gesundheit und 
Sicherheit haben;

57. betont, dass die Gesundheit und Sicherheit von Arbeitnehmern in den Bereichen Bau 
und Renovierung, insbesondere derjenigen, die an Projekten im Rahmen des Neuen 
Europäischen Bauhauses arbeiten, sichergestellt werden sollten, und dass 
Schutzausrüstung bereitgestellt werden sollte;

58. fordert die Kommission auf, Maßnahmen zu ergreifen, um Mieter bei Projekten im 
Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses vor einer Exposition gegenüber Asbest 
und anderen schädlichen Materialien während energetischer Renovierungen zu 
schützen; betont, dass alle Mieter davor geschützt werden sollten, die Kosten von 
Renovierungsarbeiten tragen zu müssen; betont, dass während Renovierungsarbeiten 
eine angemessene vorübergehende Unterkunft für Mieter sichergestellt werden sollte; 
begrüßt die Verwendung sicherer und nachhaltiger Materialien bei sämtlichen Bau- und 
Renovierungsvorhaben im Rahmen des Neuen Europäischen Bauhauses;
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59. fordert von der EU finanzierte Weiterbildungen und Schulungen, insbesondere im 
Bereich digitaler Instrumente, für Arbeitnehmer in Branchen, die für das Neue 
Europäische Bauhaus relevant sind; fordert die Kommission auf, im Arbeitsumfeld des 
Neuen Europäischen Bauhauses für Vielfalt und eine gleichberechtigte Vertretung zu 
sorgen; fordert, dass die Rechte von Arbeitnehmern und Gewerkschaften im 
Arbeitsumfeld des Neuen Europäischen Bauhauses geschützt werden;

60. hebt hervor, dass die Mitgliedstaaten die Projekte im Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses in die Reformen und Investitionen einbinden müssen, die im Einklang mit 
den sechs Säulen der Aufbau- und Resilienzfazilität in ihren nationalen Aufbau- und 
Resilienzplänen vorgesehen sind. 
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